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Aufgabenbereich Beiträge an private 

Organisationen der Alters- und Invalidenhilfe 

1. Ist-Zustand 

Bund und Kantone sowie teilweise Gemeinden entrichten Finanzhilfen an private 
Organisationen der Alters- und Invalidenhilfe. Gegenstand der vorliegenden 
Überprüfung sind nur die Beiträge an private Organisationen, die gestützt auf Art. 112c 
der Bundesverfassung ausgerichtet werden.  

Die weiteren Aufgaben der Kantone und des Bundes in den Bereichen Alter und 
Behinderung sind zwar nicht Bestandteil der vorliegenden Analyse, werden jedoch, wo 
für das Verständnis notwendig, in die Auswertung einbezogen. Insbesondere aufgrund 
fehlender Informationen zu den Beiträgen der Kantone und Gemeinden konzentriert sich 
die Analyse auf Subventionsempfänger, d.h. Organisationen, die vom Bund eine 
finanzielle Unterstützung aus der AHV und IV erhalten. Somit wird ein wesentlicher Teil 
der i.d.R. aus Steuermitteln finanzierten Beiträge der Kantone und Gemeinden an 
Organisationen der Alters- und Invalidenhilfe in diesem Bericht nicht berücksichtigt. 

 

1.1. Regelungskompetenz 

Die heutigen Zuständigkeiten wurden mit der 2008 in Kraft getretenen Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA) festgelegt.  

Die Kantone sind für die Hilfe und Pflege von Betagten und von Menschen mit 
Behinderungen zu Hause zuständig (Art. 112c Abs. 1 BV). Sie anerkennen dazu lokal 
und regional tätige Organisationen der Hilfe und Pflege zu Hause, finanzieren die 
Pflegekosten mit und unterstützen die Betreuungs- und Hilfeleistungen subjekt- oder 
objektorientiert. Dabei handelt es sich um einen Versorgungsauftrag, wobei es den 
Kantonen grundsätzlich freisteht, wie sie diesen erfüllen. Im Rahmen ihres 
Versorgungsauftrags und ihrer Regelungskompetenz haben die Kantone in den letzten 
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Jahren rechtliche Grundlagen für die Finanzierung der Betreuung von erwachsenen 
Menschen mit Behinderungen zu Hause geschaffen (kurz: ambulante Leistungen). 

Demgegenüber handelt es sich bei Art. 112c Abs. 2 BV um einen Förderauftrag. Der 
Bund unterstützt dabei die gesamtschweizerischen Bestrebungen zu Gunsten Betagter 
und Menschen mit Behinderungen subsidiär, insbesondere für die nachstehend 
aufgeführten Bereiche, die hier zur Diskussion stehen:  

- im Bereich der Altershilfe auf der Grundlage von Art. 101bis AHVG für Beratung 
und Betreuung, Kurse, Koordinations- und Entwicklungsaufgaben sowie 
Weiterbildung von Hilfspersonal an gesamtschweizerisch tätige Organisationen; 

- im Bereich der Invalidenhilfe auf der Grundlage von Art. 74 IVG für Beratung und 
Betreuung, Kurse sowie Leistungen zur Unterstützung und Förderung der 
Eingliederung Invalider an gesamtschweizerisch und sprachregional tätige 
Organisationen. 

Der Bund richtet neben diesen AHV- und IV-finanzierten Finanzhilfen auch Beiträge an 
andere Organisationen im Sozialwesen aus, bspw. nach 
Behindertengleichstellungsgesetz oder Familienzulagengesetz.  

 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Die Alters- und Behindertenhilfe gemäss Art. 112c Abs. 1 BV umfasst Massnahmen, um 
die betroffenen Personen in einem selbstbestimmten und unabhängigen Leben, 
insbesondere zu Hause, zu unterstützen. Mit Art. 112c Abs. 2 BV und der 
entsprechenden Alters- und Behindertenhilfe für schweizweit oder sprachregional tätige 
Organisationen wird das Ziel verfolgt, für die betroffenen Zielgruppen ein vergleichbares 
Angebot an Unterstützung und Beratung zu schaffen.  

So entrichtet der Bund aus den Mitteln der AHV und der IV Finanzhilfen an private 
Organisationen der Alters- und Invalidenhilfe (siehe Ziff. 1.3). Damit soll ein 
Grundangebot im Bereich Beratung, Kurse und Freiwilligeneinsätze in der Schweiz 
bereitgestellt werden können. Die Kompetenz für die Festlegung der Höchstgrenzen 
dieser Finanzhilfen liegt beim Bundesrat. IVG und AHVG regeln die 
Anspruchsvoraussetzungen, das BSV schliesst auf dieser Basis mit den unterstützten 
Dachverbänden und national oder sprachregional tätigen Organisationen Verträge für 
eine Dauer von maximal vier Jahren ab. Aktuell werden im Bereich der Altershilfe neun 
gesamtschweizerisch tätige Organisationen1 vom Bund subventioniert. Bei drei der 
unterstützen Organisationen (PS CH, SRK und Alzheimer) werden via die nationale 
Organisation auch die Leistungen der kantonalen Unterorganisationen finanziell 
unterstützt. Diese werden teilweise auch via Kantone und Gemeinden mitfinanziert. Für 
die Invalidenhilfe hat das BSV mit 45 Dachorganisationen Verträge zur Ausrichtung von 
Finanzhilfen abgeschlossen. Diese können wiederum mit anderen 
Behindertenorganisationen, z.B. auch mit regionalen oder lokalen Einheiten, Verträge 

 
1 Pro Senectute Schweiz, Schweizerisches Rotes Kreuz, Spitex, Artiset, Alzheimer Schweiz, Parkinson Schweiz, 

Schweizerischer Seniorenrat, GERONTOLOGIE CH, Nationales Kompetenzzentrum Alter ohne Gewalt 



Seite 3 / 22 

abschliessen (sog. Unterverträge). Tabelle 1 gibt einen Überblick über die vom Bund 
ausgerichteten Finanzhilfen nach Finanzierungsquelle und Leistungstyp. 

Die Kantone können im Rahmen ihrer vorrangigen Zuständigkeit lokal und regional 
tätige Organisationen im Rahmen ihrer Alters- und Behindertenpolitik unterstützen. 
Diese Leistungen sind sowohl hinsichtlich der Alters- wie der Behindertenhilfe und in 
Bezug auf die Subventionspraxis sehr unterschiedlich und kommen oftmals nicht nur IV- 
und AHV-Rentnerinnen und -Rentnern zugute. Die kantonalen Unterschiede zeigen sich 
bei Inhalt, Umfang und Zuständigkeiten der Alters- und Behindertenhilfe. Anstelle einer 
Objektfinanzierung an Organisationen förderten die Kantone in den letzten Jahren 
insbesondere ambulante Angebote für Menschen mit Behinderungen im Bereich 
Wohnen. Der Trend geht, namentlich auf Basis der UNO-BRK, in den meisten Kantonen 
in Richtung Bedarfsorientierung, Förderung der Selbstbestimmung und Wahlfreiheit. 
Damit verbunden entstehen auch neue Finanzierungsmodelle (z.B. nach individuellem 
Betreuungsbedarf oder noch stärker in Richtung Subjektfinanzierung) Mit der 
Bedarfsorientierung löst sich auch die Grenze zwischen IV und AHV auf. Verschiedene 
Kantone haben hierzu neue Rechtsgrundlagen geschaffen und die Konferenz der 
kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) hat ebenfalls 
Empfehlungen verabschiedet. Die Harmonisierung der Leistungen in den Bereichen 
Beratung, Freizeit und Bildung im Sinne der UNO-BRK bildete bisher keinen politischen 
Schwerpunkt der Kantone. 

Zusätzlich zu den staatlichen Beiträgen leisten die Organisationen einen wesentlichen 
Eigenanteil. Je nach Angebot handelt es sich um Erträge aus Spenden oder aus der 
Verrechnung der Dienstleistung an Nutzende. 

Laufende Geschäfte: 

Verschiedene Vorstösse sowie die Inklusionsinitiative befassen sich mit 
unterschiedlichen Aspekten der Beratung, Begleitung und Betreuung von Menschen im 
Alter und Menschen mit Behinderungen. Sie alle stellen jedoch die geltende 
Kompetenzordnung von Bund und Kantonen nicht in Frage. Die Inklusionsinitiative will 
die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen in der 
Schweiz in allen Lebensbereichen garantieren. Dies betrifft insbesondere die freie Wahl 
des Wohnorts und der Wohnform. Sie fordert ein Anrecht auf die dazu erforderlichen 
Massnahmen im Bereich der technischen und personellen Assistenz. Der Bundesrat 
beabsichtigt, dem Parlament einen indirekten Gegenvorschlag zu unterbreiten. 

Tabelle 1: Grobe beschreibende Übersicht über die vom Bund unterstützten Leistungen (Stand 
2024). Quelle: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV), interne Informationen. 

Leistung  Finanzierung 

via AHV 

(Mio. CHF) 

Finanzierung 

via IV (Mio. 

CHF) 

Beschreibung 
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Sozialberatung 

 

30.3 67.8 Grundsätzlich kostenlose Sozialberatung für alle 

AHV-Rentner/-innen und Personen mit einer IV-

Massnahme oder deren Angehörige. 

Bauberatung 

 

0 0.5 Schweizweit verfügbare Grundleistung 
hinsichtlich der hindernisfreien Anpassung bei 
öffentlichen und privaten Bauten. Dabei geht es 
um die fachliche Beratung von Institutionen und 
Behörden in Wohn- und Baufragen durch 
ausgebildete Baufachpersonen. Durch die 
Kantone wird die Bauberatung am wenigsten 
mitfinanziert. 

Rechtsberatung 

 

0 3 Grundsätzlich kostenlose Beratung schweizweit 

zu Leistungen der Sozialversicherungen (Art. 27 

ATSG). 

Rechtsberatung in persönlichen rechtlichen 
Fragen durch juristische Fachpersonen. 

Begleitetes 

Wohnen 

0 5.1 Schweizweit verfügbare Grundleistung für die 

Befähigung der Menschen zum selbstbestimmten 

Wohnen. 

Vermittlung 

Betreuungsdienste 

 

0 1.5 Grundsätzlich kostenlose Unterstützung von 

Versicherten mit IV-Massnahme bei der Suche 

nach geeigneter Betreuung als zentraler 

Bestandteil für deren Selbstbestimmung. 

Vermittlung und Koordination von Einsätzen zur 

Entlastung der Angehörigen. 

Medien & 

Publikationen 

0 18.4 Im Kern steht der (kostenlose) Zugang zu Medien 

und Informationen für die selbstbestimmte 

Lebensführung und Teilhabe. 

Kurse 5.1 32.9 Schweizweit verfügbares Kursangebot zum Erhalt 

von Autonomie und Selbständigkeit von älteren 

Menschen und Menschen mit Behinderung.  

Koordination und 

Entwicklung 

18.1 19.3 Bestimmung im Zuge NFA 2008 eingeführt, um 

nationale Koordinationsaufgaben und die 

Weiterentwicklung der Angebote zur stärken. 

Treffpunkte 0 4.1 Schweizweit verfügbare Treffpunktangebote für 

soziale Kontakte sowie zum Erhalt von Autonomie 
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und Selbständigkeit von Versicherten mit IV-

Massnahme.  

Betreuung/ 

Beschäftigung 

15.2 0 Der Fahrdienst SRK und weitere Leistungen für 

AHV-Rentner/-nnen, um möglichst lange zu 

Hause wohnen zu können.  

Weiterbildung 

Pflegehilfe 

2.9 0 Dabei handelt es sich vor allem um die 

Pflegehelfer/-innen-Kurse des SRK. Im Zuge NFA 

2008 hat der Gesetzgeber die Weiterfinanzierung 

durch den Bund gewünscht. 

 

1.3. Finanzierung 

Die vom Bund ausgerichteten Finanzhilfen, die an die privaten Organisationen der 
Alters- und Invalidenhilfe gewährt werden, sind durch die AHV und die IV finanziert. Die 
Leistungen werden solidarisch durch Versicherte, Arbeitgeber, den Bund und weiteren 
Finanzierungsquellen der AHV und IV finanziert.  

Die entsprechenden Beiträge werden somit nicht im Bundeshaushalt erfasst. Der 
Gesetzgeber hat die Festlegung der Höchstsätze an den Bundesrat delegiert. Aktuell 
belaufen sich diese Beiträge auf insgesamt 226 Millionen Franken jährlich (2024):  

- Die vom Bund ausgerichteten Finanzhilfen an private Organisationen der 
Altershilfe (gestützt auf Art. 101bis AHVG) belaufen sich auf rund 72 Millionen 
Franken jährlich. Dieser Betrag wird von der AHV finanziert und geht an die neun 
Organisationen, die mit dem BSV einen Vierjahresvertrag abgeschlossen haben. 
Der Bundesanteil an den Ausgaben der AHV liegt bei 20,2 Prozent (gemäss Art. 
103 AHVG).  

- Die vom Bund ausgerichteten Finanzhilfen an private Organisationen der 
Behindertenhilfe (gemäss Art. 74 IVG) belaufen sich auf rund 154 Millionen 
Franken jährlich. Davon werden rund 134 Millionen Franken von der IV finanziert 
und 20 Millionen Franken von der AHV. Aus der AHV werden Leistungen 
unterstützt, die an Personen erbracht werden, die nach Erreichen des AHV-
Referenzalters gesundheitlich beeinträchtigt sind. Die AHV übernimmt diese 
Leistungen, da die betroffenen Personen keinen Anspruch auf IV haben.  

Es liegt keine Erhebung zu den Finanzhilfen der Kantone und Gemeinden im Bereich 
der Altershilfen vor. Im Bereich der Behindertenhilfe liegt nur eine unvollständige und 
unsystematische Erhebung für einen Teil der Kantone (ohne Gemeinden) vor. Angaben 
zum Anteil von Kantonen oder Bund können nur leistungsspezifisch gemacht werden. 
Aus dem Controlling der Verträge des BSV mit den Organisationen2 wurde hergeleitet, 
dass der Bund zum Beispiel rund 63 Prozent der Sozialberatungskosten der 
Organisationen im Rahmen AHVG 101bis finanziert. Der Anteil der Kantone/Gemeinden 
liegt bei rund 20 Prozent. Bei den Kursen finanziert der Bund rund 22 Prozent der 

 
2 Quelle: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV), interne Informationen. 
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Kosten der Organisationen für diese Leistungen. Der Anteil der Kantone und 
Gemeinden liegt bei 12 Prozent. 

Aufbauend auf den vorhandenen Informationen hat die Arbeitsgruppe indikative 
Schätzungen für die Beiträge der Kantone an diejenigen Organisationen entwickelt, die 
auch vom Bund nach Art. 101bis AHVG oder nach Art. 74 IVG unterstützt werden. Unter 
den Annahmen, dass sich die Finanzhilfen des Bundes auf rund 50 Prozent der 
Gesamtkosten belaufen und dass die Organisationen eigene Mittel in der Höhe von 35 
Prozent der Gesamtkosten der betroffenen Leistungen beisteuern, ergibt sich ein 
durchschnittlicher Finanzierungsanteil der Kantone und Gemeinden von 15 Prozent. 
Somit würde sich der Beitrag der Kantone und Gemeinden auf rund 70 Millionen 
Franken jährlich belaufen. Dieses indikative finanzielle Volumen ist mit grosser 
Vorsicht zu betrachten. Insbesondere stellt der geschätzte Beitrag der Kantone nur 
einen kleinen Teil ihrer Leistungen in den Aufgabenbereichen Alter und Behinderung 
dar, da sie viele weitere Leistungen bereitstellen und weitere Organisationen 
unterstützen.  

Die Zahlen illustrieren eine Verflechtung in den beiden Förderbereichen, die wesentlich 
über das Verhältnis Bund - Kantone hinausgeht:  

a) Es muss von namhaften Beiträgen seitens der Organisationen in Form von 
Eigenmitteln (wie Spenden oder Erträgen von Nutzenden) ausgegangen werden. 

b) Die Leistungen stehen je nach Kanton in unterschiedlichen Zusammenhängen 
zu weiteren Leistungen an Menschen mit Behinderungen/IV-BezügerInnen und 
RentnerInnen nach AHVG. 

c) In einigen Kantonen ist die Altershilfe eine kommunale Aufgabe, womit deren 
Gemeinden die Beiträge an Organisationen finanzieren. 

 

1.4. Herausforderungen 

Einleitend ist zu betonen, dass dieser Bereich bereits weitgehend entflochten ist. Die 
Kompetenzen von Bund und Kantonen sind in Artikel 112c BV klar abgegrenzt und die 
vorgesehene Finanzierung entspricht ebenfalls dieser Aufteilung. Mit der heutigen 
Organisation der Zuständigkeiten und Finanzierung wird der Grundsatz der fiskalischen 
Äquivalenz im Grossen und Ganzen eingehalten, da Entscheid- und 
Finanzierungsträger identisch sind. 

Neben dem Bund unterstützen oftmals auch die Kantone die gleichen Organisationen, 
entweder ergänzend zum Bund oder für die Finanzierung anderer Leistungen. In diesem 
Zusammenhang kann die Koordination zwischen Bund und Kantonen in bestimmten 
Fällen eine Herausforderung darstellen. Die entscheidende Frage lautet deshalb, 
welche Leistungen in diesem Fall von wem und in welchem Umfang übernommen 
werden, weil Doppelfinanzierungen in der Regel zu vermeiden sind. Allgemeine 
Aussagen zu einer bestehenden Doppelfinanzierung sind jedoch kaum möglich, da die 
Unterschiede zwischen den Kantonen Aussagen zum Grad der Subsidiarität nicht 
zulassen. Es ist deshalb nicht ausgeschlossen, dass Leistungen, die von Bund und 
Kantonen/Gemeinden mitfinanziert werden, nicht deckungsgleich aber in der 
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Wirkungsweise vergleichbar sind. Die Frage der Effizienz kann sich dann stellen, falls 
bestimmte Aufgaben mehrfach ausgeführt werden (Berichterstattung, Controlling, 
Überwachung, Strategieentwicklung, Verträge usw.). 

In den letzten Jahren ist aufgrund der demografischen Entwicklung (v.a. Altershilfe) und 
der Umsetzung der UNO-BRK gemäss Geschäftsberichten der Organisationen die 
Nachfrage nach spezialisierten Beratungsleistungen (v.a. Behindertenhilfe) stark 
gestiegen, ohne dass das Volumen der dafür eingesetzten Finanzhilfen des Bundes 
dieser Entwicklung gefolgt ist. So haben bestimmte Kantone diese Leistungen stärker 
subventioniert, was zu einer «praktischen Verflechtung» in diesem Bereich geführt hat. 

Dadurch ist die Angebotsplanung und -steuerung komplexer geworden, umso mehr als 
die Aufrechterhaltung gewisser Besitzstände den optimalen Mitteleinsatz behindern 
kann. Da die vom Bund gewährten Finanzhilfen begrenzt sind, werden neue Angebote 
folglich in der Praxis von den Kantonen (und Gemeinden) finanziert. Die verfügbaren 
Mittel können zurzeit nicht anderweitig eingesetzt werden, aber es gibt Anstrengungen, 
die entsprechende Verordnung anzupassen, um dieses Problem zu lösen. 

Mit der heute geltenden Regelung hatte der Gesetzgeber das Ziel verfolgt, schweizweite 
Leistungen über den Bund zu finanzieren, um eine gewisse Einheitlichkeit zu 
garantieren. Die kantonale Alters- und Behindertenpolitik sorgt in der Regel für ein 
bedarfsgerechtes, hochwertiges Angebot in einem anspruchsvollen demografischen und 
finanziellen Umfeld. Aufgrund der föderalistischen Strukturen unterscheidet sich 
natürlich die Praxis in den Kantonen, weil diese ihr Engagement an ihre Kapazitäten und 
lokalen Bedürfnisse anpassen. Diese Vielfalt sowie der teilweise Mangel an vorgängiger 
Absprache zwischen den verschiedenen Akteuren erschweren die Entwicklung und 
Umsetzung von Strategien im grossen Massstab, sodass die Subventionswirkung 
möglicherweise verwässert wird. 

Angesichts dieser Feststellungen ist zu betonen, dass bereits verschiedene 
Massnahmen ergriffen wurden, um die Koordination zwischen Bund und Kantonen zu 
verbessern. Dazu zählt insbesondere die Einsetzung von Kommissionen in den 
Bereichen Alter und Behinderung. Ferner hat das Parlament den Bundesrat beauftragt, 
seine alterspolitische Strategie zu überprüfen. Die Landesregierung führt zusammen mit 
den Kantonen im Rahmen der gemeinsamen behinderungspolitischen strategischen 
Ausrichtung 2023 bis 2026 das Programm «Wohnen» als eines von vier 
Schwerpunktprogrammen durch.  

Allgemein stellt sich die Frage, wie zweckmässig die Finanzierung einiger 
personenbezogener Restleistungen durch den Bund ist, während die meisten dieser 
Leistungen wie beispielsweise die Unterstützung und Pflege von Betagten zu Hause von 
den Kantonen finanziert und geregelt werden. Im Übrigen tragen die Massnahmen, dank 
denen die Menschen länger zu Hause bleiben können, dazu bei, dass weniger von 
ihnen in Facheinrichtungen oder Heimen aufgenommen werden müssen, was in Bezug 
auf die Finanzierung von Pflege- und Betreuungsangeboten vorab eine positive Wirkung 
auf die Kantone hat. Würde die Gestaltung der Lebensbedingungen von Betagten und 
Menschen mit Behinderungen auf die Kantone übertragen, würde sich wie meistens bei 
dezentralisierten Lösungen unweigerlich die Frage nach der schweizweiten 
Gleichberechtigung stellen. 
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2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe prüfte vier Entflechtungsvarianten: Zentralisierung (Kap. 2.1), 
Dezentralisierung (Kap. 2.2), Teilentflechtung nach finanzierten Leistungen (Kap. 2.3) 
und Schaffung einer Verbundaufgabe mit Programmvereinbarungen (Kap. 2.4). 

 

2.1. Variante Zentralisierung  

2.1.1. Stossrichtung 

In dieser Variante wird ein Vorschlag für eine Zentralisierung dargestellt. Einführend 
muss nochmals betont werden, dass die Kantone aktuell keine Verpflichtung haben, 
private Organisationen in den genannten Themen zu unterstützen. Sie sind zudem frei, 
die Aufgaben nach Art. 112c Abs. 1 BV selbst zu erfüllen oder dazu Leistungsaufträge 
an Dritte zu erteilen. Weitere Angebote stellen die Kantone auf freiwilliger Basis 
respektive auf der Basis kantonaler Rechtsgrundlagen zur Verfügung. Somit ist dieser 
Bereich bereits weitgehend entflochten und diese Zentralisierungsvariante konzentriert 
sich auf die Anpassungen, die allenfalls vorgenommen werden könnten, damit die 
Kantone in diesem Bereich nicht mehr tätig werden (müssen).  

Eine eigentliche Zentralisierung über die ganze Schweiz bzw. alle Kantone bedürfte der 
Klärung der heutigen gesamten Beteiligung der Kantone und Gemeinden an den 
betroffenen Leistungen. Diese Information steht heute nicht zur Verfügung und deren 
Beschaffung wäre aufwendig. Somit würden die Abklärungen erst in einer zweiten 
Phase erfolgen.  

In dieser Variante wird an Stelle der heutigen Fördermöglichkeit über Art. 112c Abs. 2 
BV eine neue Bundesaufgabe eingeführt. Der Bund wäre damit neu dafür 
verantwortlich, dass die heutigen Angebote für Sozialberatung, Bauberatung, 
Rechtsberatung, begleitetes Wohnen, Vermittlung von Betreuungsdiensten, 
Medien und Publikationen, Kurse, Koordination und Entwicklung, Treffpunkte, 
Betreuung/Beschäftigung, Weiterbildung sowie Pflegehilfe schweizweit angeboten 
werden und der Bedarf abgedeckt wird. Aus Gründen der Einfachheit wird davon 
ausgegangen, dass der Leistungskatalog der Alters- und Behindertenhilfen wie oben 
dargestellt aussehen und damit gleichbleiben würde. Die Themenfelder sind somit 
besonders vielfältig und bei jedem Thema müsste die Leistungszusammensetzung klar 
definiert und abgegrenzt werden.  

Der Bund würde im Zuge des Ausbaus und der Erweiterung seiner Kompetenzen 
anstelle der heute von ihm gewährten Finanzhilfen neu Abgeltungen an die 
Organisationen auszahlen. Mit diesen Abgeltungen liessen sich die Lasten 
ausgleichen, die die Kantone und Organisationen bei der Erfüllung von zukünftig ganz 
auf den Bund übertragenen Aufgaben tragen. 
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Für die Erfüllung dieser neuen Aufgabe würde der Bund direkt bestimmte 
Organisationen der Alters- und Behindertenhilfe für die Bedarfserhebung und 
Sicherstellung eines ausreichenden und schweizweiten Angebots beauftragen. Auch 
denkbar wäre, dass eine neue dezentrale Verwaltungseinheit geschaffen wird und der 
Bund ihr die Aufgaben delegiert; angesichts der hohen Zahl an nationalen und 
sprachregionalen Organisationen wäre jedoch a priori davon abzusehen. 

Der Kreis der Endbegünstigten wäre in dieser Lösung gleich wie heute, nämlich jene 
versicherten Personen mit einem Anspruch auf Leistungen nach IVG oder AHVG. 
Es wäre möglich, dass bei einem Rückzug der Kantone aus diesem Bereich Leistungen 
für Personen, die ausserhalb der Zielgruppe von AHVG und IVG liegen, nicht mehr 
unterstützt würden. Dies wäre abhängig davon, wie die Kantone ihrerseits Leitungen für 
Menschen ausserhalb der Zielgruppe sicherstellen würden.  

Die Versicherungen (AHV und IV) würden in dieser Variante die für die Sicherstellung 
dieses Angebots nötigen Kosten tragen (und indirekt teilweise der Bund, siehe Kapitel 
2.1.3). Der Absicht der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung 
zwischen Bund und Kantonen (NFA 2008), mit der ein schweizweit einheitliches 
Angebot mit der heute geltenden Finanzierung sichergestellt werden sollte, wäre damit 
erreicht.  

Es wären in einer zweiten Phase weitere Fragen abzuklären. Dabei ginge es 
insbesondere darum, festzulegen, welche Angebote in welchem Umfang von diesem 
Auftrag erfasst wären und wie diese Angebote ausgestaltet werden könnten. Auch die 
Fragen allfälliger Rechtsansprüche sowie der Erhebung des Bedarfs müssten vertieft 
geprüft werden. Verschiedene Themen würden wohl auch kantonale Zuständigkeiten 
betreffen. Zudem wäre zu klären, ob der Bund bei einzelnen Leistungen überhaupt 
einen Versorgungsauftrag sicher zu stellen hat, bzw. wie das zu regeln ist. 

 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesverfassung 

Hinsichtlich der Festschreibung einer neuen Bundesaufgabe müsste Art. 112c BV 
ergänzt werden.  

Je nach Leistungszusammensetzung müssten allenfalls weitere Bestimmungen 
angepasst werden.  

Bundesgesetze 

Die neue Bundesaufgabe müsste auf Gesetzesstufe umfassend geregelt werden. Zu 
diesem Zweck könnten das AHVG und das IVG (insb. AHVG Art. 101bis und IVG Art. 74) 
angepasst werden, oder eine neue eigene gesetzliche Grundlage geschaffen werden. 

Weitere rechtliche Grundlagen  

Es könnten allenfalls Anpassungen von weiteren bundesrechtlichen Bestimmungen und 
kantonalen Rechtstexten, die Finanzhilfen seitens der Kantone an private 
Organisationen der Alters- und Invalidenhilfe vorsehen, notwendig sein. 
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2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Diese Lösung würde eine vollständige Finanzierung über die AHV und IV vorsehen. 
Dies entspräche bei gleichbleibender Zielgruppe dem bisherigen Willen des 
Gesetzgebers nach schweizweit harmonisierten Leistungen über die Versicherungen.  

Die AHV und die IV würden somit mehr belastet, jedoch in schwierig zu 
bestimmendem Ausmass, da die Beiträge der Kantone und die Drittmittel, über welche 
die Organisationen verfügen, nur eingeschränkt bekannt sind. Ebenso ist unbekannt, 
welche Kantone Leistungen für eine grössere Zielgruppe unterstützen, als es IVG und 
AHVG vorsehen. Der Bund würde ebenfalls mehr belastet, aber nur im Umfang von 
20,2 Prozent der zusätzlichen Belastung der AHV3. Im Gegenzug würden die Kantone 
im Umfang der Mehrbelastung von AHV und IV entlastet. Es wäre zu prüfen, inwiefern 
Kostenverschiebungen über die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 
ausgeglichen werden können. 

Die Beschaffung der entsprechenden Informationen wäre sehr aufwendig, weshalb in 
diesem Bericht auf eine Schätzung verzichtet wird. Sollte diese Entflechtungsvariante 
weiterverfolgt werden, werden die notwendigen Daten gesammelt.  

Eine zusätzliche Finanzierung über die AHV und die IV ist technisch und gesetzlich 
möglich (sie finanzieren bereits die aktuell von Bund ausgerichteten Finanzhilfen). Ob 
dies gewünscht ist, ist jedoch eine politische Fragegestellung und dürfte auch von der 
(aktuell nicht bekannten) Höhe des Betrags abhängen. Falls das nicht der Fall sein 
sollte, könnten auch die Gesamtkosten vom Bund getragen werden. Heute wird der 
Bund gestützt auf Art. 112 Abs. 2 BV ermächtigt, Mittel aus der IV und AHV zu 
verwenden. Es stünde ihm aber grundsätzlich auch frei, Mittel des allgemeinen 
Bundeshaushalts zu verwenden.  

In dieser Variante würde die öffentliche Hand auf wesentliche Drittmittel verzichten. 
Die Mehrbelastung der beiden Versicherungen ergäbe sich nicht nur über die 
wegfallenden Anteile der Kantone, sondern namentlich über die Substituierung von 
Kosten, die aktuell über Mittel der Organisationen gedeckt werden. Dieser Effekt ergibt 
sich aus der Gewährung von Abgeltungen anstelle der bisherigen Finanzhilfen 
(Finanzhilfen setzen zumutbaren Selbsthilfemassnahmen voraus, Abgeltungen nicht). 

 

2.1.4. Bewertung 

Die nachstehende Bewertung erfolgt im Vergleich zum Status quo. 

Subsidiarität  

Bei einer Zentralisierung wird das Subsidiaritätsprinzip in der Regel geschwächt. Mit 
dieser Lösung wäre zwar ein für die Subsidiarität positiver, gerechter Zugang zu den 
Leistungen in der ganzen Schweiz gewährleistet, aber der Bund würde Aufgaben 

 
3 Gemäss Artikel 103 AHVG. Bei der IV hängt der Bundesbeitrag von der Veränderungsrate der MWST-

Einnahmen ab (Art. 78 IVG). Die Mehrbelastung der IV hat folglich keinen Einfluss auf den Bundesbeitrag.  
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übernehmen, die die Kantone bereits jetzt effizient erfüllen, weil sie die örtlichen 
Bedürfnisse besser kennen. Aufgrund des Verlusts an regionaler Flexibilität und des 
Wegfalls der Möglichkeit, sich an die kantonalen Gegebenheiten anzupassen, wäre 
diese Lösung nur schwer mit dem Föderalismus vereinbar. 

Fiskalische Äquivalenz  

Die Äquivalenz zwischen Entscheid- und Finanzierungsträger ist bereits mit der 
aktuellen Lösung gegeben. Bei der vorgeschlagenen Zentralisierungsvariante wäre dies 
genauso der Fall, weil der Bund die Leistungen auch bei einem Ausbau weiterhin allein 
finanzieren und bestimmen würde. Folglich ist diese Lösung unter dem Gesichtspunkt 
der fiskalischen Äquivalenz neutral.  

Effizienz 

Die Auswirkungen auf die Effizienz sind uneinheitlich. Die Übernahme eines so 
vielfältigen und stark lokal verankerten Bereichs durch den Bund könnte zu mehr 
Bürokratie führen und die Entscheidungsprozesse verlangsamen. Als Erstes könnte sich 
die Umsetzung und Übertragung auf den Bund als komplex erweisen, vor allem weil 
zurzeit kein Überblick über alle von den Kantonen finanzierten Leistungen erstellt 
werden kann. Wenn nur ein einziger Akteur mit sämtlichen Leistungen befasst wäre, 
liessen sich jedoch möglicherweise Skaleneffekte erzielen und gewisse 
Doppelspurigkeiten beseitigen. Eine Finanzierung durch den Bund könnte die Effizienz 
auch dadurch erhöhen, dass keine Abstimmungen mit kantonalen Beiträgen mehr 
notwendig wäre, die Kantone so administrativ entlastet würden und die Umsetzung der 
Leistungsverträge so vereinfacht würde. 

Wirksamkeit 

Eine Zentralisierung würde die Entfernung zwischen Entscheidebene und Begünstigten 
vergrössern und die Koordination mit den anderen kantonalen Leistungserbringern 
erschweren. Dabei besteht die Gefahr, dass die Angebote nicht mehr den konkreten 
Bedürfnissen entsprechen. Dies gilt insbesondere für den Bereich der bürgernahen 
Leistungen (Beratung, Begleitung und Pflege zu Hause). Da ein klarer Überblick über 
die zurzeit von den Kantonen erbrachten Leistungen fehlt, besteht eine Unsicherheit in 
Bezug auf die tatsächliche Aufteilung von Kosten und Nutzen. Zudem ist unklar ob 
Leistungen für Personen, die ausserhalb der Zielgruppe von AHVG und IVG liegen, 
weiterhin unterstützt würden. 

Abbau von Fehlanreizen 

Eine Zentralisierung könnte neue Fehlanreize schaffen: einerseits bei den Kantonen, die 
weiterhin für die Pflege, Betreuung sowie Alters- und Behindertenhilfe zuständig blieben, 
andererseits durch die Einstellung der Finanzhilfen und die Einführung von Abgeltungen 
für die Organisationen. Diese hätten keinen Anreiz mehr, ihre Tätigkeit teilweise selber 
zu finanzieren oder ihre Leistungen effizient und kostengünstig anzubieten. Der Wegfall 
der kantonalen Beiträge und der Kofinanzierung durch Dritte würde auch den Anreiz für 
mehr Leistung und Innovation schmälern. 

 

 

 



Seite 12 / 22 

Gesamtbewertung 

Diese Variante bedürfte zahlreicher Abklärungen zur Konzeption und zum Umfang der 
neuen Bundesaufgabe. Entsprechend sind die Auswirkungen auf die Erfüllung der 
Aufgaben des Bundes und die finanziellen Folgen sehr ungewiss.  

Allgemein weist die vorgeschlagene Zentralisierung grundsätzlich erhebliche 
Wirksamkeitsrisiken auf und schafft neue Fehlanreize. Zwar ist eine bessere 
schweizweite Einheitlichkeit der Leistungen zu erwarten, aber der Effizienzverlust und 
der Wegfall der Vorteile bürgernaher, an die örtlichen Bedürfnisse angepasster 
Entscheidungen darf nicht unterschätzt werden.  

 

2.2. Variante Dezentralisierung  

2.2.1. Stossrichtung 

In dieser Variante wird eine vollständige Dezentralisierung skizziert. Dabei würde der 
Bund fortan auf Finanzhilfen an private Organisationen der Alters- und Behindertenhilfe 
verzichten. Die Aufgabe wäre damit in der alleinigen Zuständigkeit der Kantone, 
welche auch die gesamte Finanzierung tragen würden. 

Da es sich nicht um eine Vollzugsaufgabe handelt, müssten die Kantone die früheren 
Leistungen des Bundes nicht eins zu eins ersetzen. Sie hätten beträchtlichen 
Handlungsspielraum sowohl bezüglich ihres finanziellen Leistungsumfangs als auch 
bezüglich der Wahl der Organisationen, welche sie berücksichtigen wollen.  

 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesverfassung 

Art. 112c Abs. 2 BV wird gestrichen. 

Art. 112c Abs. 1 BV könnte unverändert bleiben. Er legt die Zuständigkeit der Kantone 
für die Hilfe und Pflege von Betagten und Menschen mit Behinderungen zu Hause 
schon heute fest.  

Bundesgesetze 

Auf Gesetzes- (AHVG und IVG) und Verordnungsstufe müssten die entsprechenden 
Bestimmungen aufgehoben werden. Das IVG enthält heute eine Verpflichtung für den 
Bund (Art. 74 «Die Versicherung gewährt…»), das AHVG eine Kompetenz (Art. 101bis 
«Die Versicherung kann…»). 

Kantonale Gesetze 

Die Pflege und Betreuung von älteren Personen und Menschen mit Behinderungen zu 
Hause liegen bereits heute in der Zuständigkeit der Kantone. Somit sollten alle Kantone 
schon über allgemeine Rechtsgrundlagen in diesen Aufgabenbereichen verfügen. Es 
werden aber Ergänzungen nötig sein – auch auf Verordnungsstufe – um beispielsweise 
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Beiträge an schweizweite Angebote leisten zu können. Auch eine interkantonale 
Koordination der schweizweiten Angebote in Form von Empfehlungen oder einheitlichen 
Standards dürfte sinnvoll sein. 

 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Sowohl die AHV wie die IV würden um den bisherigen Aufwand entlastet. 
Entsprechend würde auch der Bund in der Höhe von 20,2 Prozent der Entlastung des 
AHV entlastet. Stand 2024 waren es 226 Millionen Franken für die ausgerichteten 
Finanzhilfe, davon 154 Millionen Franken für die Invalidenhilfe und 72 Millionen Franken 
für die Altershilfe. Diese Zahlen sind exkl. Verwaltungsaufwand im BSV im engeren 
Sinne. 

Die Kantone dürften um einen ähnlichen Betrag zusätzlich belastet werden. Dabei ist 
davon auszugehen, dass bei gleichem Leistungsniveau die Gesamtausgaben etwa 
unverändert wären. Es muss allerdings auch berücksichtigt werden, dass das 
Engagement der Kantone heute unterschiedlich ausfällt. Verschiedene Szenarien sind 
denkbar, auch unterschiedlich je nach Kanton: 

- Es kann sein, dass die Kantone insgesamt weniger Mittel zur Verfügung stellen 
werden – entweder, weil es zu einer Unterversorgung kommt, oder aufgrund 
eines effizienteren Mitteleinsatzes und der Beseitigung von Fehlanreizen.  

- Es kann sein, dass die Kantone insgesamt mehr Mittel zur Verfügung stellen 
werden – entweder, weil sie nun eindeutig zuständig sind (Rechenschaft), das 
Gesamtsystem bedarfsorientierter steuern können, zusätzliche Angebote 
und/oder Leistungserbringende berücksichtigen oder weil der 
Verwaltungsaufwand durch die Dezentralisierung steigt und Skaleneffekte 
verloren gehen. 

Es wäre zu prüfen, inwiefern Kostenverschiebungen über die neutrale Globalbilanz des 
Projekts Entflechtung 27 ausgeglichen werden können. 

 

2.2.4. Bewertung 

Die AG bewertet die vorliegende Variante gegenüber dem Status quo wie folgt: 

Subsidiarität 

Die Subsidiarität würde gegenüber heute eher gestärkt: Die Kantone wären 
grundsätzlich in der Lage, die heute durch den Bund geleistete Unterstützung in ihre 
Versorgungssysteme zu überführen, zumal sie bereits für die Hilfe und Pflege von 
Betagten und Menschen mit Behinderungen zu Hause zuständig sind. Die Kantone 
könnten die Organisationen und Angebote, die sie unterstützen möchten, besser auf ihr 
übriges stationäres und ambulantes Leistungsangebot in den Bereichen Alter und 
Behinderung abstimmen und das Versorgungssystem somit insgesamt stärken. Soll 
jedoch weiterhin ein schweizweites Grundangebot sichergestellt werden, setzt dies 
voraus, dass sich die Kantone in geeigneter Form koordinieren. 
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Fiskalische Äquivalenz 

Die fiskalische Äquivalenz wäre gegenüber heute gleich gut eingehalten. Die heute vom 
Bund geleistete Fördertätigkeit würde vollständig an die Kantone übertragen: 
Kostenträger, Entscheidträger und Nutzniesser würden übereinstimmen. Der gesamte 
Aufgabenbereich der Unterstützung privater Organisationen der Alters- und 
Invalidenhilfe läge in der vollständigen Kompetenz und Verantwortung der Kantone.  

Zu beachten ist hingegen, dass die Beiträge bei dieser Variante nicht mehr aus der AHV 
bzw. der IV finanziert werden könnten. Diese an sich sinnvolle Zweckbindung ginge bei 
einer Dezentralisierung verloren, ebenfalls der Charakter einer Versicherungsleistung. 

Effizienz 

In Bezug auf die Effizienz sind sowohl positive wie auch negative Effekte zu erwarten: 
Einerseits dürfte die grössere Nähe zu kürzeren Prozessen führen und eine bessere 
Koordination mit anderen von den Kantonen und Gemeinden erbrachten Leistungen 
ermöglichen. Eine Koordination zwischen Bund und Kantonen wäre ebenfalls nicht mehr 
erforderlich. Andererseits steigt der Koordinationsbedarf zwischen den Kantonen bei der 
Unterstützung von Leistungen, die landesweit angeboten werden sollen. Dieser Bedarf 
würde akzentuiert dadurch, dass die Dachorganisationen heute gezielt in der 
Implementierung von Digitalisierungs- und Harmonisierungsinstrumenten unterstützt 
werden, was mit dieser Lösung wegfiele. 

Effektivität 

Die Auswirkungen auf die Effektivität sind schwierig abzuschätzen. Die grössere Nähe 
zu den Subventionsempfängern dürfte dazu führen, dass die Kantone ihre Beiträge 
stärker auf die Bedürfnisse vor Ort ausrichten und flexibler auf neue Entwicklungen 
reagieren können. Gleichzeitig könnte es zu einer Unterfinanzierung bestimmter 
Leistungen kommen. Die Wirksamkeit der Aufgabenerfüllung hängt insbesondere davon 
ab, ob es den Kantonen gelingen würde, die heute vom Bund unterstützten, nationalen 
und sprachregionalen Angebote in ausreichender Qualität aufrechtzuerhalten. 

Abbau von Fehlanreizen 

Bei den Kantonen würde die Motivation steigen, die Angebote in ihrer Region 
dynamisch weiterzuentwickeln und ihre Subventionen an den lokalen Bedürfnissen 
auszurichten, da sie die volle Verantwortung für den Aufgabenbereich hätten. 

Gleichzeitig könnten – bei fehlender interkantonaler Koordination – neue Fehlanreize 
bzw. Trittbrettfahrerprobleme auftreten: So könnten einzelne Kantone darauf verzichten, 
gewisse Organisationen zu unterstützten und sich darauf verlassen, dass die 
Nachbarkantone das Angebot aufrechterhalten. Die Erfahrungen im Bereich der 
sozialen Einrichtungen zeigen hingegen, dass die Kantone in der Lage sind, solche 
Probleme zu lösen (z.B. mit der interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen 
IVSE). 

Gesamtbewertung 

Insgesamt könnte die Variante zwar Verbesserungen gegenüber dem Status quo 
bringen und namentlich die Subsidiarität stärken. Demgegenüber stehen jedoch 
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Unsicherheiten in Bezug auf die Erhaltung des bisherigen Leistungsangebots auf 
nationaler Ebene. 

 

2.3. Variante Teilentflechtung nach Leistungen 

2.3.1. Stossrichtung 

In dieser Variante werden die Zuständigkeiten des Bundes und der Kantone entlang 
der Art der Leistungen neu definiert.  

Der gesamte Aufgabenbereich bleibt in dieser Variante eine Verbundaufgabe mit 
grundsätzlich unverändertem Zuständigkeitsprinzip, wonach primär die Kantone 
zuständig sind und der Bund subsidiär unterstützt, wo es nötig ist. Ziel dieser Variante 
ist, Ordnung und Systematik in die Verbundaufgabe zu bringen, die für alle Involvierten 
leicht nachvollziehbar sind – auch für die Leistungserbringer. Darüber hinaus sieht diese 
Variante eine Stärkung der Verpflichtung des Bundes vor, bzw. der AHV4, indem analog 
zur Behindertenhilfe eine finanzielle Unterstützungspflicht eingeführt wird.  

Die Zuständigkeiten für die Leistungen der Alters- und Behindertenhilfe würden neu wie 
folgt festgelegt:  

- Der Bund wäre neu allein zuständig für die Ausgestaltung und ausreichende 
Finanzierung der Leistungen der Organisationen, welche Medien und 
Publikationen, Bauberatung, Aus- und Weiterbildungsangebote für die 
Pflegehilfe sowie die Betreuung von Assistenzpersonen betreffen. Diesen 
Leistungen ist gemein, dass sich ihr Nutzen nicht oder nur sehr aufwändig einer 
bestimmten Einzelperson (d.h. einer bestimmten älteren Person oder Person mit 
Behinderungen) zuordnen lässt. Damit eignen sich diese Leistungen nicht für 
eine Subjektfinanzierung und auch nicht gut für eine leistungsorientierte 
Abgeltung (z.B. subjektorientierte Objektfinanzierung), wie sie in den Kantonen 
zur Finanzierung von individuellen Betreuungsleistungen mehrheitlich und 
zunehmend praktiziert werden. Diese Leistungen entfalten vornehmlich positive 
Externalitäten, daher ist eine übergeordnete Koordination und zentrale 
Finanzierung zur Vermeidung der Trittbrettfahrer-Problematik und zur 
Gewährleistung flächendeckender Mindeststandards bei diesen Leistungen 
besonders vorteilhaft. Im Gegenzug würden auf Grund der kantonalen 
Zuständigkeit für subjektbezogene Leistungen die entsprechende 
Koordinationsleistungen und Durchführungshilfen auf Ebene Bund entfallen. 

- Die Kantone (und gegebenenfalls die Gemeinden, je nach innerkantonaler 
Kompetenzordnung) wären neu allein für die Planung, Steuerung und 
Finanzierung jener Leistungen zuständig, deren Kosten einer konkreten, die 
Leistung in Anspruch nehmenden Person zugeordnet werden können 
(subjektorientiert). Dazu gehören die Angebote der persönlichen Sozial- und 
Rechtsberatung, der Hilfe und Begleitung, des selbstbestimmten Lebens, 

 
4 Für die IV besteht schon einen Unterstützungspflicht – siehe Ziffer 2.3.3 
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der Betreuung in den Bereichen Wohnen und Arbeiten, der Vermittlung 
von Diensten sowie Kursangebote. Diese Leistungen sollten in einer 
klientinnen- und klientenzentrierten Sicht als Teil einer integrierten individuellen 
Versorgung verstanden werden – zusammen mit anderen kantonalen und 
kommunalen Angeboten sowie den vorgelagerten Leistungen der AHV, IV, EL 
und HE sowie der Assistenzbeiträge. Die Kantone können für solche Leistungen 
ein bedarfsgerechtes und den lokalen Gegebenheiten angepasstes Angebot mit 
nahtlos ineinandergreifenden Finanzierungsmodellen konzipieren.  

Falls diese Variante gewählt würde, müsste die neue Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Kantonen in der zweiten Phase weiter geklärt und analysiert werden. Die hier 
vorgestellte Aufgabenteilung ist das Ergebnis erster Überlegungen.  

 

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesverfassung 

Die Bundesverfassung muss geändert werden: Art. 112c wird an die neuen 
Kompetenzen der Kantone und des Bundes angepasst (Abs. 1 und 2). Insbesondere 
muss festgelegt werden, dass die Kantone neu für bisher vom Bund finanzierten 
Leitungen sorgen.  

Bundesgesetze 

Das AHVG und das IVG müssen angepasst werden.  

In Art. 101bis Abs. 1 AHVG ist die Kann-Formulierung durch eine Verpflichtung zu 
ersetzen (analog zu Art. 74 IVG) und die Aufzählung in lit. a-d an die neue Zuständigkeit 
des Bundes gemäss der in Kapitel 2.3.1 beschriebenen Systematik anzupassen.  

Zudem soll Art. 74 Abs. 1 IVG ebenfalls an die neue Bundeskompetenz angepasst 
werden, die Aufzählung der Aktivitäten soll in lit. a-d angepasst werden.  

Die zugehörigen Verordnungen sind entsprechend anzupassen.   

Kantonale Gesetze 

Die Pflege und Betreuung von älteren Personen und Menschen mit Behinderungen zu 
Hause liegen bereits heute in der Zuständigkeit der Kantone. Somit sollten alle Kantone 
schon über allgemeine Rechtsgrundlagen in diesen Aufgabenbereichen verfügen. Es 
werden aber Ergänzungen nötig sein – auch auf Verordnungsstufe – um beispielsweise 
Beiträge an schweizweite Angebote leisten zu können. Auch eine interkantonale 
Koordination der schweizweiten Angebote in Form von Empfehlungen oder einheitlichen 
Standards dürfte sinnvoll sein. 

 

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Effekte der skizzierten Entflechtung dürften sich teilweise kompensieren, da 
Zuständigkeiten in beide Richtungen verschoben werden. Per Saldo ist jedoch eine 
Entlastung von AHV und IV (inkl. Entlastung des Bundes für 20,2 Prozent der 
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entsprechenden AHV-Ausgaben) und eine Belastung der Kantone zu erwarten, weil 
die grösste Position (Sozialberatung) neu in die alleinige Zuständigkeit der Kantone 
fiele.  

Ausgehend von der Tabelle in Kapitel 1.2, von den in Kapitel 2.3.1 beschriebenen 
neuen Zuständigkeiten und unter den in Kapitel 1.3 beschriebenen Annahmen zu den 
heutigen Finanzierungsanteilen von Bund und Kantonen könnte sich die Entlastung für 
die AHV und die IV bzw. Belastung für die Kantone in dieser Variante auf netto rund 185 
Millionen Franken belaufen. Es handelt sich um eine Schätzung, die in der zweiten 
Projektphase verifiziert werden müsste, falls diese Variante weiterverfolgt wird. Die 
Beschaffung der entsprechenden Daten dürfte besonders aufwendig sein.   

Es wäre zu prüfen, inwiefern Kostenverschiebungen über die neutrale Globalbilanz des 
Projekts Entflechtung 27 ausgeglichen werden können. 

 

2.3.4. Bewertung 

Die nachstehende Bewertung erfolgt im Vergleich zum Status quo. 

Subsidiarität  

Die neue Kompetenzaufteilung soll über eine Neufestlegung der Rollen dafür sorgen, 
dass sie den Vorteilen der jeweiligen Staatsebene besser entspricht und so die 
Subsidiaritätslogik stärkt. Diese Variante nähert sich auch der Praxis, weil sie 
berücksichtigt, dass die Kantone zum Teil Angebote geschaffen haben und/oder 
bestimmte, auf die Versicherten ausgerichtete Finanzhilfen des Bundes ergänzen. 

Fiskalische Äquivalenz  

Wie bei der heutigen Lösung wäre die finanzielle Verantwortung auf die Zuständigkeiten 
abgestimmt. Folglich wären die Auswirkungen auf die fiskalische Äquivalenz neutral, 
obwohl die Aufgaben- und Kompetenzaufteilung überarbeitet würde.  

Effizienz 

Dank der klaren Aufgabenteilung dürften sich gewisse administrative Überschneidungen 
und Doppelspurigkeiten beseitigen lassen. Jeder Akteur verwaltet die Leistungen, bei 
denen er über einen komparativen Vorteil verfügt, wodurch die Effizienz steigen sollte.  

Wirksamkeit 

Die neue Unterscheidung nach Leistungen verbessert die Kohärenz der staatlichen 
Politik, und die bürgernahen Leistungen sind besser in die kantonalen Dispositive 
eingebettet. Allerdings besteht die Gefahr eines Umsetzungsdefizits in den Kantonen, 
zum Beispiel im Fall eines unvollständigen Engagements bei bestimmten Leistungen, 
für die ihnen die Zuständigkeit übertragen wurde. Die Effizienz könnte sinken aufgrund 
der fehlenden «harmonisierenden» Hand der Dachorganisationen gegenüber den 
kantonalen Organisationen. Dies würde die Kantone und die Organisationen betreffen. 

Abbau von Fehlanreizen 

Die Ausrichtung der Zuständigkeiten auf die Praxis und die komparativen Vorteile dürfte 
gewisse Anreizverzerrungen reduzieren. Der Bund wäre weiterhin für die Leistungen 
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verantwortlich, die hauptsächlich positive Externalitäten entfalten. Die Kantone würden 
ermutigt, passende und innovative Angebote zu entwickeln sowie die 
Finanzierungsmodelle auf die Ziele (Personenzentriertheit, integrierte Versorgung), die 
Bedürfnisse (nicht nur der Versicherten) und die örtlichen Besonderheiten auszurichten. 
Eine Herausforderung bleibt dabei die Sicherstellung der Eigenmittel der Organisationen 
und die damit verbundenen Anreize für eine effiziente Durchführung. 

Gesamtbewertung 

Diese Variante bietet eine zweckmässigere und pragmatischere Aufgabenteilung und 
stärkt so die Kohärenz, Subsidiarität und Effizienz des Systems. Gleichzeitig bewahrt sie 
die Bürgernähe der Leistungen sowie die Logik des kooperativen Föderalismus. Die 
positiven Wirkungen müssen jedoch gegen das Risiko eines Umsetzungsdefizits in 
gewissen Kantonen und einer damit verbundenen Kürzung der entsprechenden 
Leistungen abgewogen werden.  

 

2.4. Variante Programmvereinbarungen  

2.4.1. Stossrichtung 

Diese Variante zielt auf eine Verbesserung der Koordination zwischen Bund und 
Kantonen im Bereich der Alters- und Invalidenhilfe ab. Zu diesem Zweck werden für die 
koordinierte Umsetzung gemeinsamer Ziele Programmvereinbarungen zwischen dem 
Bund und den Kantonen abgeschlossen. Somit vergibt der Bund die Subventionen 
gemäss Art. 112c Abs. 2 BV nicht mehr direkt an die Organisationen, sondern an die 
Kantone, die ihrerseits die gesamten Subventionen an die Organisationen vergeben. 
Der Bund und die Kantone definieren zusammen die Ziele, die sie damit erreichen 
wollen. Die Programmvereinbarungen decken die Bereiche ab, die der Bund heute 
gemäss Art. 101bis AHVG und Art. 74 IVG subventioniert. 

Programmvereinbarungen bieten den Vorteil, dass das Angebot der Alters- und der 
Behindertenorganisationen gemeinsam von Bund und Kantonen gesteuert und 
weiterentwickelt werden kann. Dies ist heute nicht der Fall, da die Subventionen des 
Bundes direkt an die Organisationen ausbezahlt werden, und auch die 
Leistungsvereinbarungen ohne kantonale Beteiligung abgeschlossen werden. Konkret 
bestehen seitens des Bundes enge Zusammenarbeitsstrukturen mit den 
Organisationen, nicht aber mit den Kantonen. 

Die Kantone werden demnach künftig neu dazu verpflichtet, sich in gleicher Höhe wie 
der Bund an der Finanzierung der Leistungen zu beteiligen. Die Finanzierung wird 
zwischen dem Bund und den Kantonen aufgeteilt. Die Anteile sollen sich am folgenden 
Schlüssel orientieren: 50 Prozent Bund und 50 Prozent Kantone, wobei die bisher 
eingesetzten Eigenmittel der Organisationen für die Berechnung des Kostenteilers zu 
gleichen Teilen zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt würden. Um die öffentliche 
Hand nicht mehr zu belasten als bisher, würde die heutige Höhe der Eigenmittel als 
Richtwert beibehalten. Dieser Ansatz wurde gewählt, weil ein Modell über 
Programmvereinbarungen Schwierigkeiten bietet, dem Subsidiaritätsgedanken 
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Rechnung zu tragen, und auch die wirtschaftliche Eigenleistung der Organisationen 
wenig fördert. 

2.4.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesverfassung 

Eine Anpassung der BV müsste geprüft werden.  

Bundesgesetze 

Das IVG und das AHVG müssen angepasst werden: Art. 101bis AHVG sowie Art. 74 IVG 
wären so anzupassen, dass die Kantone neu für den Vollzug der Förderung der Alters- 
und Invalidenhilfe zuständig sind. Weiter muss präzisiert werden, dass die Kantone 
dafür private Institutionen finanziell unterstützen und der Bund ihnen über die AHV bzw. 
IV ihnen dafür Beiträge gewähren (statt bisher direkt an den Institutionen). Das 
Instrument der Programmvereinbarungen könnte ebenfalls in den Gesetzen festgelegt. 

Die Finanzierungsmodalitäten, insbesondere der Finanzierungsschlüssel, könnten in 
den Verordnungen festgelegt werden. 

Kantonale Gesetze 

Die Gesetzgebungen auf Ebene Kantone sollten betreffend die gemeinsame Aufgabe 
angepasst werden.  

 

2.4.3. Finanzielle Auswirkungen 

Das vorgesehene Modell sieht nach Abzug der Eigenmittel der Organisationen eine 
Beteiligung von Bund (finanziert via AHV und IV) und Kantonen zu je 50 Prozent vor.  

Geht man davon aus, dass das Gesamtvolumen ähnlich bleibt wie heute, dass die 
Eigenmittel der Organisationen weiterhin eingebracht werden und gleichermassen an 
die Anteile von Bund und Kantonen angerechnet würden, und dass die Kantone heute 
bereits 15 Prozent der Gesamtkosten mitfinanzieren, ergibt sich eine höhere Belastung 
der Kantone und eine tiefere Belastung der AHV und der IV bzw. des Bundes. Die 
Beteiligung von Bund, Kantonen und Organisationen würde sich etwa folgendermassen 
entwickeln:  

Tabelle 2: Indikativer Vergleich der Finanzierung. 

 Approx. Anteil 

Heute  

Neuer Anteil Approx. 

Betrag heute  

Neuer Betrag 

Bund 50 % 32.5 % 226 Mio. 147 Mio. 

Kantone 15 % 32.5 % 68 Mio. 147 Mio. 

Eigenmittel 35 % 35 % 158 Mio. 158 Mio. 

Total  100 % 100 % 452 Mio.  452 Mio. 
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Die dargestellten Zahlen sind mit grosser Vorsicht zu betrachten. Es ist nicht möglich, 
die vom Bund, von den Kantonen und den Organisationen heute finanzierten Anteile 
und Beträge genau zu beziffern (siehe Kapitel 1.3). Es handelt sich daher lediglich um 
eine grobe Schätzung.  

Es wäre zu prüfen, inwiefern Kostenverschiebungen über die neutrale Globalbilanz des 
Projekts Entflechtung 27 ausgeglichen werden können. 

 

2.4.4. Bewertung 

Die nachstehende Bewertung erfolgt im Vergleich zum Status quo. 

Subsidiarität 

Die Auswirkungen auf das Subsidiaritätsprinzip sind gemischt. Einerseits sind die 
Kantone heute in ihrer Unterstützung geeigneter Leistungsangebote der Alters- und der 
Behindertenhilfe stark an den Finanzhilfen des Bundes orientiert. Mit 
Programmvereinbarungen wären sie an der Zieldefinition beteiligt und würden weiterhin 
selbständig bestimmen, wie sie das Angebot in ihrem Kanton organisieren möchten. Die 
Programmvereinbarungen würden das bisher ergänzende Engagement der Kantone 
formalisieren und verstärken. Zudem kann die Koordination verbessert werden, indem 
die Kantone bei der Definition der Ziele im Bereich der heute vom Bund unterstützten 
Leistungen einbezogen werden. Andererseits würden die Kantone aber 
Handlungsspielraum verlieren, da ihnen durch die Programmvereinbarungen Ziele oder 
Standards auferlegt würden, während sie heute frei entscheiden können, ob und wie sie 
die betreffenden Leistungen subventionieren. 

Fiskalische Äquivalenz 

Die fiskalische Äquivalenz würde sich zwar ändern, bliebe jedoch erhalten. Die heutige 
Übereinstimmung von Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung bei den Finanzhilfen 
des Bundes würde zu einer gemeinsam getragenen und finanzierten Aufgabe von Bund 
und Kantonen. Die gemeinsame Finanzierung ginge mit einem Einbezug der Kantone in 
die Entscheidfindung einher. Die Kantone hätten ausserdem Gestaltungsspielraum in 
der Umsetzung, obwohl sie durch die mehrjährigen Verpflichtungen in ihrer Flexibilität 
einschränkt und abhängig von den Bundessubventionen wären. 

Effizienz 

In Bezug auf die Effizienz sind sowohl positive wie auch negative Effekte zu erwarten, 
wobei letztere zumindest zuerst überwiegen dürften. Während der Bund heute mit den 
subventionierten Organisationen Leistungsverträge abschliesst, würden dies neu die 
Kantone machen und somit gewissermassen als intermediärer Akteure 
dazwischengeschaltet. Es müssten 26 Programmvereinbarungen abgeschlossen 
werden. Deren Vorbereitung, Aushandlung und Umsetzung sowie die Überprüfung der 
Zielerreichung würden sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene bedeutende 
Ressourcen erfordern. Zudem wären Strukturen zur gemeinsamen Vereinbarung der 
Ziele sowie zur Koordination der Themenfelder Alter und Behinderung notwendig. Auch 
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für die Organisationen wäre diese Lösung mit einem Mehraufwand verbunden, da sie 
neu mit 26 Kantonen Verträge abschliessen würden.  

Langfristig könnten sich durch die verbesserte Koordination aber auch Effizienzgewinne 
ergeben. Darüber hinaus könnten die Programmvereinbarungen die Koordination 
zwischen Bund und Kantonen in verwandten Bereichen neue Impulse verleihen, z.B. für 
die Leistungsangebote für Menschen mit Behinderungen und für Menschen im Alter, 
namentlich auf die Pflegefinanzierung und die damit verbundenen Fragestellungen, 
sowie für die Hilflosenentschädigungen gemäss AHVG und IVG und weitere Leistungen 
gemäss AHVG, IVG und ELG. 

Effektivität 

Die Auswirkungen auf die Effektivität sind schwierig abzuschätzen. Mit einer engeren 
Zusammenarbeit könnte der (heute vom Bund unterstützte) Leistungskatalog noch 
besser auf die Bedürfnisse vor Ort und neue Entwicklungen ausgerichtet werden. Dies 
könnte jedoch auch ohne zusätzliche Verflechtung über andere Gefässe der 
Zusammenarbeit erreicht werden. Mit den Programmvereinbarungen wäre jedoch der 
institutionelle Rahmen hierzu gegeben. 

Abbau von Fehlanreizen 

Ein wesentlicher Anteil der Alters- und der Behindertenhilfen sind über Eigenmittel der 
Organisationen finanziert. Durch eine jeweils geteilte Anrechnung derselben an die 
Anteile von Bund und Kantonen haben beide Seiten Interesse daran, die Eigenmittel der 
Organisationen zu erhalten. 

Verflechtungen können aber auch zu einer Verwischung der Verantwortlichkeiten mit 
den damit einhergehenden Fehlanreizen führen. So könnten sowohl der Bund als auch 
die Kantone bei der Mittelvergabe weniger sorgfältig sein, da sei jeweils nur die Hälfte 
der Kosten übernehmen müssten. Dies könnte zu Ineffizienzen bei der 
Ressourcenallokation führen. 

Gesamtbewertung 

Programmvereinbarungen würden die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen 
institutionalisieren und somit die Koordination verbessern. Da es bei den Alters- und 
Behindertenhilfen um wichtige Leistungen der Kantone geht, würde die Rolle der 
Kantone gestärkt. Die Programmvereinbarungen könnten dabei helfen, auf nationaler 
Ebene bedarfsgerechtere Angebote zur Verfügung zu stellen. Dieser Vorteil ginge 
jedoch auf Kosten der Effizienz und könnte vermutlich auch auf anderem Weg erreicht 
werden. Insbesondere entsteht mit dieser Variante eine neue Aufgabenverflechtung, 
was dem Ziel des Projekts zuwiderläuft. 
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3. Würdigung und Empfehlungen 

Nach Auffassung der Arbeitsgruppe bietet keine der vier geprüften Varianten eine 
befriedigende Alternative oder eine Verbesserung gegenüber dem Status quo. Deshalb 
und weil der in diesem Bericht behandelte Bereich bereits weitgehend entflochten ist, 
empfiehlt die Arbeitsgruppe, dessen Prüfung im Rahmen des Projekts 
«Entflechtung 27» nicht weiterzuverfolgen.  

Sie sieht aber Potenzial, die Koordination zwischen Bund und Kantonen zu stärken. 
Handlungsbedarf besteht einerseits nach Ansicht einiger Mitglieder der Arbeitsgruppe 
bei einer vermehrten Abstimmung der Finanzhilfen des Bundes auf kantonale 
Gegebenheiten. Mit Blick auf die Beiträge nach Art. 74 IVG für Menschen mit 
Behinderungen stellt sich zudem die Frage nach der steigenden Nachfrage, 
insbesondere in Zusammenhang mit der Frage des heutigen Verteilers. Die Beiträge an 
die einzelnen Organisationen sind historisch gewachsen und entsprechen nicht mehr 
den sich ändernden Gegebenheiten und Behinderungsformen. Folglich empfiehlt die 
Arbeitsgruppe, zu prüfen, mit welchen Mitteln diese Aspekte verbessert werden können, 
ist jedoch der Ansicht, dass diese Fragen nicht Teil des Themas Entflechtung sind und 
deshalb ausserhalb des Projekts behandelt werden müssen. 

 

 


